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Eine Volkswahl des Bundes-
rats biete mehr Transparenz als
das heutige Wahlsystem, sagt
SVP-Nationalrat Gregor Rutz.
Das sei eine «Riesenillusion»,
erwidert sein Gegenspieler
und SP-Nationalrat Andreas
Gross. Auch bei fast allen an-
deren Fragen gehen ihre Posi-
tionen diametral auseinander.

Wählt das Volk die besseren Bundesräte als das Parlament?
ABSTIMMUNG VOM 9. JUNI STREITGESPRÄCH

Herr Rutz, warum wollen Sie ein
System abschaffen, das sich seit
der Staatsgründung 1848 be-
währt hat?
Gregor Rutz: Die direkte Demo-
kratie ist in der Schweiz schritt-
weise gewachsen. So haben alle
Kantone zwischen 1847 und 1921
die Volkswahl ihrer Regierung
eingeführt. Es wäre nichts als
eine natürliche Entwicklung,
wenn der Bund diesem Beispiel
folgen würde.
Andreas Gross: Die Volkswahl des
Bundesrats ist weder ein «natür-
licher Schritt», noch hat das mit
der direkten Demokratie etwas
zu tun. Es gibt einen fundamen-
talen Unterschied zwischen di-
rekter und indirekter Demokra-
tie. Bei Letzterer wählt das Volk
Menschen an seiner Stelle in ein
Parlament oder eine Regierung.
Bei der direkten Demokratie geht
es um Sachabstimmungen. Jene,
die 20 Jahre nach 1848 die direk-
te Demokratie in der Schweiz er-
kämpft hatten, sagten schon: Das
schwierigste Gesetz sei einfacher
zu verstehen als ein Mensch. Die
direkte Demokratie braucht ein
starkes Parlament. Sonst passiert
es, dass der Bundesrat versucht,
sich vermehrt über das Parla-
ment hinwegzusetzen.
Rutz: Das ist ein gekünsteltes Ar-
gument, das nicht der Realität
entspricht. 1848 sagte die Verfas-
sungskommission nur knapp
Nein zur Volkswahl des Bundes-
rats. Dies nur aus einem Grund:
Sie war nicht umsetzbar, weil es
noch keine elektronischen Me-
dien gab. Inzwischen sind alle
Kantone dazu übergegangen –
zuletzt der Kanton Bern 1977 bei
den Ständeräten. Ich weiss nicht,
warum man einen Gemeinderat
vom Volk wählen lassen kann und
einen Bundesrat nicht. Über ei-
nen Bundesrat weiss man oft bes-
ser Bescheid als über einen Ge-
meinderat.
Gross: Die liberalen Pioniere
wollten 1848 alles Nationale be-
tonen, weshalb einige unter ih-
nen einen nationalen Wahlkreis
forderten. Doch die Verfassungs-
kommission schrieb damals, dass
sie darauf verzichte, weil sie
das Parlament nicht schwächen
wolle. Und das, obwohl der Bund
damals im Vergleich zu den Kan-
tonen noch wenig Einfluss hatte.
Des Weiteren ist zu bedenken,
dass bei einem Ja der Bundesrat
das einzige Gremium wäre, das
von der ganzen Nation gewählt
würde, ebenfalls eine Versu-
chung, sich über das Parlament
hinwegzusetzen.
Rutz: Aber das funktioniert doch
genau so in den Kantonen. Und
auf kantonaler Ebene haben wir
eine hohe Stabilität.
Herr Gross, was kantonal funk-
tioniert, soll auf Bundesebene
nicht funktionieren. Warum?
Gross: Nicht alles, was im Kanton
funktioniert, muss auch auf Bun-
desebene gut sein. Viele unter-
schätzen, dass eine Kantonsre-
gierung viel weniger Macht hat
als der Bundesrat. Und dieses Ge-
fälle ist in den vergangenen Jah-
ren noch massiv gewachsen.
Herr Rutz, die Volkswahl des
Bundesrats würde das Parla-
ment schwächen. Wäre das gut?
Rutz: Das Parlament würde tat-
sächlich ein wenig geschwächt.

Aber: Warum hat Bundesbern
seit der Staatsgründung je länger,
je mehr Macht erhalten? Der
Grund ist das indirekte Wahlsys-
tem. Wir haben eine Notlösung,
indem die Wahl des Bundesrats
nach der Wahl des Parlaments
stattfindet. Das sollte ursprüng-
lich dazu beitragen, dass die Par-
teistärke auch im Bundesrat ab-
gebildet wird. Aber im Moment
ist das ja nicht mehr der Fall. Das
zeigt, dass es auch bei der Wahl
durch das Parlament zu Ver-
schiebungen kommen kann. Die
Schweiz ist stark und stabil, weil
viele Kompetenzen auf den un-
tersten Stufen angegliedert sind.
Im Vergleich zu anderen Zentral-
staaten hat der Bund wenig Ein-
fluss. So belegte die HSG in einer
Studie, dass es mit den Finanzen
auf Gemeindeebene am besten
bestellt ist, weil der Bürger dort
mitreden kann.
Gross: Macht ist viel mehr als nur
das Volumen des verteilten
Geldes. Im jetzigen System weiss
der Bundesrat, dass er seine
Geschäfte nur mit einer Parla-
mentsmehrheit durchbringt.
Rutz: Daran würde sich auch bei
einem Ja zur Volkswahl nichts
ändern.
Gross: Doch. Der Bundesrat
würde vermehrt versuchen, ge-
meinsam mit Medien und Volk
das Parlament zu umgehen. Er
würde versuchen, die differen-
zierte Auseinandersetzung im
Parlament auszubremsen.
Rutz: Kannst du mir ein Beispiel
aus einem Kanton nennen, bei
dem so etwas geschehen ist?
Gross: Die neue Verfassung im
Kanton Zürich, die du nicht
haben wolltest vor 10 Jahren,
brauchten wir gerade auch des-
wegen, weil das Parlament ge-

genüber der Regierung gestärkt
werden musste.
Rutz: Kannst du mir ein einziges
Beispiel nennen, bei dem eine
Kantonsregierung gemeinsam
mit Medien ein solches Szenario
durchgespielt hat?
Gross: Ich war nie Kantonsparla-
mentarier. Ich war Gemeinde-
parlamentarier. Doch das Klage-
lied aus dem Kantonsrat über die
strukturell zu starke Position des
Regierungsrates war nicht zu
überhören. Es ist klar, dass das
Parlament bei einer Volkswahl
des Bundesrats unverantwort-
lich geschwächt würde.
Rutz: Ich halte dieses Szenario
nicht für realistisch. Das gibt es
schlicht nicht. Deshalb hast du
auch kein Beispiel gefunden. We-
der die Regierung noch das Parla-
ment wollen solche Dinge jemals
machen. Denn beide sind vom
Volk gewählt, und die demokra-
tische Kontrolle funktioniert in
der Schweiz vergleichsweise gut.
Dank den Volksrechten?
Rutz: Ja. Als Korrektiv haben wir
das Referendum. Aber die Macht
verschiebt sich nicht nur zuneh-
mend hin zur Regierung, sondern
vor allem zur Verwaltung. Das
führt dazu, dass Verordnungen
mehr und mehr vom ursprüngli-
chen Willen des Parlaments ab-
weichen. Deshalb wäre es gut,
wenn das Volk mehr Einfluss auf
die Regierung nehmen könnte.
Gross: Das Gegenteil ist der Fall:
Mit der Volkswahl würde der An-
teil der Verwaltung am Regieren
noch zunehmen. Denn ein Bun-
desrat würde während seiner
vierjährigen Amtsdauer mehr
Zeit und die Verwaltung ver-
mehrt dafür einsetzen, Wahl-
kampf zu betreiben und seine
Wiederwahl sicherzustellen.

Rutz: Das macht doch kein Regie-
rungsrat, obwohl er vom Volk ge-
wählt ist. Und umgekehrt gefragt:
Betreiben die Bundesräte nicht
heute schon Wahlkampf?
Gross: Nein, nicht in diesem Um-
fang und nicht so persönlich. Die
Bedeutung der Verwaltung steigt,
weil der Bundesrat bei einer
Volkswahl weniger Zeit hat, sich
mit den Regierungsgeschäften
auseinanderzusetzen.
Die SVP verlangt mehr Macht für
das Stimmvolk.
Gross: Die Macht, den Bundesrat
zu wählen, ist eine sehr viel fikti-
vere Macht, als es die SVP be-
hauptet.
Rutz: Nein, nein, nein.
Gross: Kantige Leute hätten je
länger, je weniger Chancen, wie
es die SVP selber erfährt. Men-
schen, die einen Majorzposten
anstreben, drängen in die Mitte.
Die Kandidaten versprechen
Dinge, von denen man nicht
weiss, ob sie diese einhalten.
Rutz: Ist das bei einer Parla-
mentswahl wirklich besser?
Gross: Ja. Bei einer Parlaments-
wahl geht es mehr um Inhalte.
Bei einer Volkswahl – das wissen
wir vom Ausland – wird die Kom-
plexität stärker reduziert auf das
Vertrauen zu einer Person. Dane-
ben wird alles Politische rand-
ständig. Diese Initiative würde
deshalb dem Volk nicht mehr
Macht bringen, sondern vor al-
lem die Entpolitisierung, Perso-
nalisierung und Skandalisierung
vorantreiben.

Rutz: Bei einer Parlamentswahl
überlegt sich doch jede Partei,
welcher Kandidat am ehesten
eine Mehrheit findet. Das ist die
entscheidende Frage. Geschlecht
oder Sprachregion spielen eine
untergeordnete Rolle. Da schei-
den die kantigen Personen in der
Regel bereits aus. Bei einer natio-
nalen Volkswahl wären die Par-
teien hingegen fast gezwungen
auch eine Kandidatin und einen
Romand zu nominieren. Ich bin
überzeugt, dass Sprachminder-
heiten von einer Volkswahl profi-
tieren könnten.
Hätte das Tessin noch eine Chan-
ce auf einen Regierungssitz?
Gross: Nein. Denn die Bürgerli-
chen und die Sozialdemokraten
werden je einen Bundesratssitz
aus der Romandie beanspruchen.
Die Romandie wird niemals ei-
nen ihrer beiden Sitze freiwillig
abtreten.
Rutz: Das stimmt absolut nicht.
Minderheiten würden im Gegen-
teil gestärkt. Die Berücksichti-
gung von Minderheiten funktio-
niert in den Kantonsregierungen
bestens.
Und das Tessin hätte trotz tiefe-
rer Stimmenkraft noch Chancen
auf einen Bundesratssitz?
Rutz: Das Tessin hat ebenso
hervorragende Vertreter, wie das
andere Kantone haben. Zum
Beispiel der auch in der West-
und Deutschschweiz bekannte
Filippo Lombardi hätte durchaus
eine Chance bei einer Volkswahl
zu reüssieren.

Gross: Im Kanton Zürich hätte er
aufgrund seiner Verkehrssünden
auch als Nationalrat zurücktre-
ten müssen.
Rutz: Aber das ist etwas anderes.
Hier geht es doch um eine ge-
samtschweizerische Wahl.
Sie sind nicht einverstanden,
Herr Gross.
Gross: Die Initiative kopiert das
Modell des Kantons Bern. Dort
sorgt es dafür, dass eine franzö-
sischsprachige Minderheit von 9
Prozent in der Regierung sicher
einen Sitz hat. In der gesamten
Schweiz haben wir aber 2 grosse
Sprachminderheiten, die zusam-
men mehr als 25 Prozent der
Bevölkerung ausmachen. Dabei
ist die rätoromanische Schweiz
noch nicht einmal berücksich-
tigt. Die SVP hat vergessen, dass
die Minderheit der Minderheit
auch zu ihrem Recht kommen
muss. Das ist eine eklatante
Schwäche der Initiative.
Rutz: Nein, ich traue dem Stimm-
volk zu, dass es für eine angemes-
sene Vertretung aller Sprachre-
gionen genügend sensibel ist.
Themawechsel: Wäre das Kolle-
gialitätsprinzip grösseren Belas-
tungen ausgesetzt als heute?
Gross: Ich befürchte, dass wir bei
einer Volkswahl das Kollegiali-
tätsprinzip vergessen können.
Jeder Bundesrat muss auf seiner
Parteiliste wieder gewählt wer-
den. Das schwächt die Vorausset-
zungen für eine gute Kollegialität
entscheidend und wäre bedauer-
lich. Denn die Kollegialität ist ein

modernes Regierungsprinzip
und hilft, die Befindlichkeiten in
verschiedenen Landesteilen op-
timal zu berücksichtigen.
Rutz: Das ist ja absurd! Wenn das
stimmt, könnte ja kein Gemein-
derat oder Regierungsrat funk-
tionieren. Kollegialität bedeutet
doch, dass Differenzen in einer
fairen Atmosphäre ausgehandelt
und Beschlüsse dann vertreten
werden. In der Schweiz sind die
Anforderungen an die Kollegiali-
tät etwas höher, weil wir mit der
Konkordanz eine grosse Koaliti-
on haben.
Gross: Das ist doch keine grosse
Koalition. Denn dort gäbe es im-
mer sichere Mehrheiten, bei uns
muss jede Sache auf allen Ebenen
ihre Mehrheit finden.
Rutz: Doch, selbstverständlich.
Im schweizerischen System sind
über 80 Prozent der Wähler in
der Regierung vertreten.
Die SVP diskutiert schon lange
über eine Volkswahl des Bun-
desrats. Hat es einen Grund,
warum die Initiative jetzt
kommt?
Gross: 1997 begann die SVP, diese

Initiative zu diskutieren, denn
Herr Blocher kam zur Einsicht,
dass ihn die Bundesversammlung
niemals in den Bundesrat wählen
würde. Als dies 2003 dann doch
geschah, war davon plötzlich kei-
ne Rede mehr. Als das Parlament
ihn 2007 wieder aus dem Bun-
desrat rausgeworfen hat, wollte
er sich rächen. Das ist der Grund
dieser Initiative. Das Parlament
muss bestraft werden.
Rutz: Das stimmt nicht . . .
Gross: Nein, lass mich bitte aus-
reden. Die Initiative schwächt
jene Kräfte, welche die Frechheit
hatten, den lieben Gott aus dem
Himmel zu werfen. Zudem hatte
die SVP das Gefühl, in der Regie-
rung untervertreten zu sein. Das
ist die mentale Grundlage der In-
itiative. Und nicht etwa die Über-
zeugung, dass die SVP eine Volks-
wahl will.
Rutz: Diese Zusammenhänge
sind gesucht. Ich habe in meiner
Zeit als Generalsekretär der SVP
immer verlangt, dass wir mit die-
ser Initiative vorwärtsmachen.
Es dauerte aber, weil uns schlicht
die Ressourcen gefehlt haben.

2008 konnten wir das Volksbe-
gehren schliesslich lancieren.
Hier geht es um eine grundsätzli-
che staatspolitische Frage, nicht
um persönliche Geschichten.
Würde nach einem Ja zur Initia-
tive das Geld im Wahlkampf eine
grössere Rolle spielen?
Gross: Ja, sicher. Die grösseren
Mittel im Wahlkampf würden zu-
dem die Entpolitisierung und die
Personalisierung fördern.
Rutz: Das stimmt überhaupt
nicht. Zum Glück gibt es eine Stu-
die die das Justizdepartement
von der Universität Zürich er-
stellen liess. Diese kommt zum
Schluss, dass der Einfluss des
Geldes im Wahlkampf oder
bei Abstimmungen überschätzt
wird. Ein aktuelles Beispiel ist die
Minder-Initiative: Obwohl die
Gegner viel mehr Geld investier-
ten, sagte das Volk mit 68 Prozent
Ja zur Initiative. Bei Wahlen ist es
ähnlich. Die Wahlerfolge der
Grünliberalen oder der BDP wa-
ren offensichtlich auch ohne
grosses Budget möglich.
Gross: Warum wohl bemühen
sich alle Parteien, im Wahlkampf

möglichst viel Geld einsetzen zu
können?
Rutz: Ein wenig Geld braucht es,
aber alle Parteien mit Unterstüt-
zung haben Geld. Zu viel Geld
wiederum kann kontraproduktiv
sein.
Gross: Die Volkswahl des Bundes-
rats würde eine enorme Geldma-
schinerie in Gang setzen und die
Demokratie noch mehr kolonia-
lisieren.
Könnte das gewisse Parteien be-
nachteiligen?
Gross: Eindeutig. Die Chancen-
ungleichheit würde noch grösser.
Es entstünde ein Fehlanreiz: Alle
Parteien würden sich bemühen,

Die beiden Parlamentarier stritten auch über die Entstehung der Initiative. SVP-Nationalrat Gregor Rutz (links) macht dafür rein staatspolitische Gründe geltend. Nationalrat Andi Gross ist überzeugt, dass hinter der Initiative auch persönliche Motive stehen: Es gehe um eine Racheaktion von SVP-Vordenker Christoph Blocher. Bilder Stefan Anderegg

DAS STREITGESPRÄCH

Gregor Rutz und Andreas Gross
sind beides erfahrene und ge-
wiefte Politiker. Rutz – inzwi-
schen als Nationalrat im Parla-
ment – war als Generalsekretär
der SVP jahrelang am Aufbau
und Auftritt der Partei massgeb-
lich beteiligt. Gross ist seit 1991
für die SP im Nationalrat und
setzt sich seit langer Zeit mit Fra-
gen zur Demokratie auseinander.
In diesen Tagen kommt das Buch
«Nur scheinbar demokratisch»
heraus, das einen Beitrag von
Gross enthält (Edition le Doubs).
Das Buch hat die Volkswahl des
Bundesrats zum Thema.

Gross und Rutz wurden im
Kanton Zürich in den Nationalrat
gewählt – in diesem Streitge-
spräch ist das die einzige Ge-
meinsamkeit. Allenfalls liesse
sich noch die Lust am Streiten
und das vertiefte Wissen über die
Geschichte der Bundesratswah-
len anfügen.

Die Gesprächsmoderation be-
schränkte sich weitgehend dar-
auf, dem Verlauf eine Struktur zu
geben und Themen zu bündeln.
Die beiden Kontrahenten hätten
nach der Einstiegsfrage aber
auch ohne zu zögern eine Stunde
alleine weiterdiskutiert. ki

DIE ABSTIMMUNG

Die SVP präsentierte gestern vor
Journalisten ihre Argumente für
ihre Initiative «Volkswahl des
Bundesrates». Parteipräsident
Toni Brunner verwies darauf,
dass das Stimmvolk zum letzten
Mal vor 70 Jahren über eine
solche Volkswahl entscheiden
konnte. Und der Berner Justizdi-
rektor Christoph Neuhaus erläu-
terte das Modell des Kantons
Bern,dasder InitiativealsVorlage
gedient hat. Die Argumente der
Partei werden auch im Streitge-
spräch wiedergegeben. Die Ab-
stimmung findet am 9. Juni
statt. ki

«Zwischen 1847 und 1921 haben alle
Kantone die Volkswahl ihrer Regierung
eingeführt. Es wäre nichts als eine
natürliche Entwicklung, wenn der
Bund diesem Beispiel folgen würde.»

Nationalrat Gregor Rutz (SVP, ZH)

«Die Transparenz ist eine Riesen-
illusion, welche die SVP den Leuten
verkauft. Die geheimen Absprachen
würden sich bei einer Volkswahl nur ein
wenig verlagern, vom Parlament hin
zu den Parteien.»

Nationalrat Andreas Gross (SP, ZH)

für ihre Kandidaten noch mehr
Geld auszugeben, statt in die po-
litische Bildung und eine bessere
Diskussion zu investieren.
Die SVP will mit der Volkswahl
Transparenz schaffen. Geheime
Absprachen und Intrigen sollen
so nicht mehr möglich sein.
Gross: Das ist eine Riesenillusion,
welche die SVP den Leuten ver-
kauft. Die geheimen Absprachen
würden sich bei einer Volkswahl
nur ein wenig verlagern, vom
Parlament hin zu den Parteien
und deren Hinterzimmern.
Rutz: Bundesratswahlen im Par-
lament sind nicht transparent.
Oft ist bei den Parteien nicht klar,

wen sie wählen. Der Bürger kann
das ganze Prozedere nicht nach-
vollziehen. Dass es möglich ist,
mit Hinterzimmerabsprachen
eine Wahl zu beeinflussen, ist für
eine Bundesratswahl unwürdig.
Herr Gross, was spricht gegen die
Transparenz von Volkswahlen
und Nominationen durch Partei-
tage?
Gross: Ich kenne den Opportu-
nismus von Parteitagen allzu gut.
Ich halte deshalb solche Nomina-
tionen für intransparent. Wenn
das Parlament Wahlbehörde des
Bundesrats ist, sind eher kri-
tische Fragen möglich. In den
Fraktionen können Parlamenta-
rier darauf hinweisen, wenn ein
Kandidat oder eine Kandidatin
nur scheinbar populär ist, aber
die notwendige Substanz und
Standfestigkeit nicht mitbringt.
Rutz: Bei uns – ich kann nur für
meine Partei sprechen – wäre das
absolut transparent. Die Kanto-
nalsektionen würden reklamie-
ren, wenn sie mit einem Kandi-
daten nicht einverstanden wä-
ren. Und Transparenz ist auch im
Interesse einer jeden Partei.
Denn sonst erhalten sie bald die
Quittung von misstrauischen
Stimmbürgern.
Gross: Ich würde die Herrschafts-
strukturen in der SVP der letzten
15 Jahre nicht derart glorifizie-
ren. Da gibt es auch bestimmende
Kräfte, Abhängigkeiten und
enorme Druckversuche.
Rutz: Wenn Andreas Gross diese
Verhältnisse besser kennt als ich,
bin ich ja beruhigt. Wir müssen
aber auch aufpassen: Wir Parla-
mentarier sind nicht besser qua-
lifiziert, die Kandidaten zu beur-
teilen, als das Volk.
Gross: Doch.
Rutz: Diejenigen Personen zu
kritisieren, die uns das Vertrauen
geben, halte ich für eine heikle
Übungsanlage.
Gross: Aber du musst doch zuge-
ben, dass wir die Kandidaten bes-
ser beurteilen können, mit denen
wir manchmal schon 5 bis 10
Jahre lang zusammengearbeitet
haben.
Rutz: Das stimmt doch nicht. Es
gibt auch Bundesräte, mit denen
wir kaum zusammengearbeitet
haben und die wir nicht so gut
kennen. Und trotzdem wählen
wir sie. Und das Volk kann sich
über die Medien ähnlich wie wir
ein Bild machen.
Gross: Die Parlamentarier sind
näher am Bundesrat und können
sich deshalb ein besseres Bild
über dessen Qualität machen.

Moderation: Bernhard Kislig
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